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VERFAHREN

Der Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschuss fasst in der Sitzung am
16.05.2019 den Beschluss zur 7. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet siid-
lich der Eisenbacher StraRe” im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Be-
bauungsplan der Innenentwicklung mit der Festsetzung eines Sondergebietes fiir grof3-
flachigen Einzelhandel und billigt den Entwurf in der vorgelegten Fassung.

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und Unterrichtung der Offentlichkeit am
07.06.2019 nach § 13a Abs. 3 S. 1 Nr. 1 BauGB.

Friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung nach § 13a Abs. 3 S.1 Nr. 2 BauGB in der Zeit
vom 11.06.2019 bis 28.06.2019.

Offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und Behérdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2
BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB und 8§ 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB in der Zeit
vom 12.08.2019 bis 20.09.2019.

Anlagen der Begriindung

1.

2.
3.

Landesplanerische und stadtebauliche Stellungnahme der Regierung von
Unterfranken vom 02.05.2016

Gutachterliche Stellungnahme der bulwiengesa AG, Hamburg vom 19.09.2018
Eingabeplanung des Ingenieur- und Planungsburos Finzel, Wirzburg vom Juni 2019

Anlage, die im Rathaus der Stadt Obernburg a. Main eingesehen werden kann:

1.

Schallimmissionsprognose
Wolfel Engineering GmbH + Co. KG, Max-Planck-Str.15, 97204 HOchberg,
Berichtsnummer: XO155/006-01 vom 18.03.2019
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BEGRUNDUNG

1.

ANLASS, ZIEL UND ERFORDERNIS DER PLANUNG

Die Firma ALDI GmbH & Co. KG plant fir die bestehende Filiale in Obernburg a. Main,
»Im Weidig 12" eine Erweiterung.

Die Planung sieht mit der Erweiterung des Bestandsgeb&udes eine VergréRerung von
gegenwartig 942 m? auf kiinftig 1.166 m? Verkaufsflache (VKF) vor. Die Sortimentsliste
der ALDI-Filiale wird nicht verandert oder erweitert.

Durch das geplante Vorhaben wird der Markt in Obernburg an das aktuelle Vertriebs-
konzept und geanderte Markterfordernisse angepasst. Die Optimierung von Warenab-
laufen und Personaleinsatz sowie die Verbesserung der Prasentation des Warenange-
botes dienen der langfristigen Sicherung der Markt- und Wettbewerbstatigkeit und auch
des Standortes.

Die Entwicklung der Flachen stellt sich wie folgt dar:

Bestand Zugang Neu
Verkaufsflache 942 m?2 + 224 m2 1.166 m?
Nutzflache 1.426 m2 + 309 m2 1.735 m2

Uberbaute Flache 1.550 m? + 360 m2 1.910 m2

Die ALDI-Filiale tGberschreitet mit der geplanten Verkaufsflache von 1.166 m2 die Grenze
zur GrofRflachigkeit. Das Vorhaben stellt damit ein Einzelhandelsgrof3projekt dar. das
nach den Einzelhandelsfestlegungen des Bayerischen Landesentwicklungsprogrammes
(LEP) zu Uberprifen ist. GemaR Ziel 5.3.1 (LEP) — Lage im Raum — dirfen Flachen fr
die Einrichtung und Erweiterung fur Einzelhandelsgrof3projekte in zentralen Orten aus-
gewiesen werden. Abweichend sind Ausweisungen zulassig fiir Nachversorgungsbetrie-
be bis 1.200 m2 in allen Gemeinden.

Obernburg a. Main erfillt als gemeinsames Mittelzentrum mit der Marktgemeinde Elsen-
feld, der Stadt Erlenbach a. Main, der Stadt Klingenberg a. Main und der Stadt Worth a.
Main die zentraldrtliche Voraussetzung fur die Errichtung und Erweiterung von Einzel-
handelsgrof3projekten.

Die Flachenausweisung fiur Einzelhandelsgrol3projekte hat gemanR Ziel 5.3.2 LEP — Lage
in der Gemeinde — an stadtebaulich integrierten Standorten zu erfolgen. Stadtebaulich
integrierte Lagen im Sinne von Ziel 5.3.2 LEP sind Standorte innerhalb eines baulich
verdichteten Siedlungszusammenhangs mit wesentlichen Wohneinheiten oder direkt
angrenzend, die Uber einen anteiligen fu3laufigen Einzugsbereich und eine ortsibliche
Anbindung an den o6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) verfiigen.

In ca. 300 m ist fuRBlaufig ein Wohngebiet in ndrdlicher Richtung zu erreichen und eine
Bushaltestelle befindet sich ca. 350 m von der ALDI-Filiale entfernt.

Der Standort fur die VergréRerung des bestehenden Einzelhandelsbetriebes ,Am Wei-
dig" kann als stadtebaulich integriert bezeichnet werden.

Aus Sicht der héheren Landesplanungsbehdrde und des Sachgebietes Stadtebau (siehe

landesplanerische und stadtebauliche Stellungnahme vom 02.05.2016, Az. RUF-24-
8314.2-6-2-4, Anlage 1 der Begrindung) wird diese Bewertung bestatigt.
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Mit der gutachterlichen Stellungnahme vom 19.09.2018 der bulwiengesa AG (Anlage 2
der Begrindung) liegt auch der Nachweis der Vertraglichkeit des 2011 erstellten Einzel-

handelskonzepts vor.

Fur das Grundstiick besteht bereits Planungsrecht durch den Bebauungsplan ,Gewer-

begebiet sudlich der Eisenbacher StralRe”.

Aufgrund der Verkaufsflache (> 800 m?) muss die derzeit als Gewerbegebiet (GE) aus-
gewiesene Flache in eine Sondergebietsflache (SO) nach § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO fir
grol3flachigen Einzelhandel umgewandelt werden. Zur planungsrechtlichen Absicherung

fur diese Erweiterungsmafinahme wird der Bebauungsplan geandert.

2. DAS PLANGEBIET

2.1 Lage und Abgrenzung

Das Plangebiet wird im Norden von der ,Eisenbacher StraRe” / Bundesstral3e 426, im
Siden von der Stral3e ,Im Weidig” und im Osten von der ,Dieselstraf3e” begrenzt. Im
Westen schliel3t es an die Grundstiicksgrenze der Flurstiicke Nrn. 6941/36 und 6941/41

an.
Der Anderungsbereich hat eine GroRe von 9.325 mz.

Die betroffenen Grundstlicke sind die Flursticke mit den Flurnummern 6941/37 und

6941/46.
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Abb. 1 Geltungsbereich (ohne Mal3stab)
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2.2

2.3

Gegenwartige Nutzung

Die Art der baulichen Nutzung beschrankt sich auf den Einzelhandelsbetrieb mit den
Stellplatzen.

Das Plangebiet ist Bestandteil des Gewerbegebietes ,Sudlich der Eisenbacher Stral3e”.
Nordlich der ,Eisenbacher StraRe” / B 426 liegen Wohnbauflachen.

Verkehrliche Anbinung

Die ErschlieBung des Areals liegt mit der gebietsbegrenzenden Stral3e ,Im Weidig“, die
im weiteren Verlauf 6stlich und westlich an die Bundesstraf3e anbindet, fest.

ANWENDUNG DES § 13a BAUGB IM BESCHLEUNIGTEN VERFAHREN

Zur Umsetzung des Planziels mit der Ausweisung eines Sondergebietes nach § 11 Abs.
3 Nr. 2 BauNVO soll ein Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden. Die Anwendung des
§ 13a BauGB erfasst Bebauungspléane, die Ma3nahmen zur Erhaltung, Fortentwicklung
und Anpassung festsetzt. Das Plangebiet mit rund 9.325 m2 befindet sich innerhalb des
bebauten Siedlungsbereiches, es ist umgeben von Gewerbebauten im Siden, Osten
und Westen sowie von Wohnbebauung noérdlich der ,Eisenbacher StraRe* / B 426.

Das Bauleitplanverfahren kann nach bisheriger Einschatzung im beschleunigten Verfah-
ren nach 8§ 13a BauGB durchgefiihrt werden, da die Zielsetzungen dem Anwendungsbe-
reich fur ,Bebauungspléane der Innenentwicklung“ entsprechen.

Das Baugesetzbuch fuhrt hierzu aus:

»Ein Bebauungsplan fur die Wiedernutzbarmachung von Flachen,

die Nachverdichtung oder andere Mal3nahmen der Innenentwicklung
kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungs-
plan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in
ihm eine zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 der Bau-
nutzungsverordnung oder eine GroRe der Grundflache festgesetzt

wird von insgesamt weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die
Grundflachen mehrerer Bebauungspléane, die in einem engen sach-
lichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden,
mitzurechnen sind.

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den
Bebauungsplan die Zulassigkeit von Vorhaben begriindet wird, die

in einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung oder nach
Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch aus-
geschlossen, wenn Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in

8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgtiter oder
daflir bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unféllen nach § 50 Satz 1
des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu beachten sind*.
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Der vorliegende Bebauungsplan erfullt die Voraussetzungen:

» Die Gesamtflache des Plangebietes betragt rd. 9.325 mz2, sodass die Obergrenze
von 20.000 m2 Grundflache bei einer maximal zulassigen Grundflachenzahl von 0,8
deutlich unterschritten wird,

» es werden keine Vorhaben festgesetzt, die einer Pflicht zur Durchflihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen,

» es bestehen keine Anhaltspunkte fiir eine von Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebieten
und Vogelschutzgebieten des europaweiten Schutzgebietssystems Natura 2000
(8 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB).

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte
Grundflache unter 20.000 m? liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Land-
schaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulassig gelten.
Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.m. 8 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Die Belange des § 1 Abs. 7c BauGB (umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-
schen und seine Gesundheit) werden in der Planung bericksichtigt.

In der Schallimmissionsprognose der Wolfel Engineering GmbH & Co. KG vom
18.03.2019 wurden die zu erwartenden Gerauschimmissionen untersucht, welche im
Zusammenhang mit dem regularen Betrieb des Einzelhandelsbetriebes und der Park-
platzanlage stehen und ggf. unter welchen Voraussetzungen die Einhaltung der Immis-
sionsrichtwerte gemanR TA Larm ermdglicht werden kann.

Die gegenstandliche Bebauungsplandnderung kann nach den Vorschriften des § 13a

BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren durchgefiihrt wer-
den. Eine Umweltpriifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB ist somit nicht durchzuftihren.
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4. UBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
4.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)

Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 01.09.2013, geandert am
01.03.2018, ist die Stadt Obernburg a. Main gemeinsames Mittelzentrum mit der Stadt
Erlenbach a. Main, der Marktgemeinde Elsenfeld, der Stadt Wo6rth a. Main und der Stadt
Klingenberg a. Main.

In den Mittelzentren soll gemaR Ziel B IV 2.4.2 des Regionalplanes der Region Bayeri-
scher Untermain (1) auf die Erhaltung und den Ausbau des Warenangebotes fiir den all-
gemeinen und gehobenen Bedarf hingewirkt werden.

Die Prifung durch die Regierung von Unterfranken hat ergeben, dass das geplante Vor-
haben (Nutzungserweiterung) dazu beitragt, eine bedarfsgerechte Warenversorgung
langfristig zu erfiilllen und dem Bedarf angepasst auszubauen. Die Einzelhandelsziele
des Landesentwicklungsprogramms sowie des Regionalplanes stehen der Vergrole-
rung der bestehenden ALDI-Filiale nicht entgegen.

4.2 Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan

Der Flachennutzungsplan in der Fassung vom 26.11.2015, wirksam seit 27.05.2016,
zeigt fur das Plangebiet die Darstellung ,Gewerbegebiet’ (GE) gemal § 8 BauNVO.
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Da es sich im vorliegenden Fall um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung nach
§ 13a BauGB handelt, wird der Flachennutzungsplan gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB
im Wege der Berichtigung an die Festsetzung des Bebauungsplanes angepasst.
Aufgrund der Verkaufsflache (> 800 m2) wird fur den Anderungsbereich ein Sonstiges
Sondergebiet ,Einzelhandel* gemaR § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO dargestellt.

Die geordnete stadtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird durch die An-
passung des Flachennutzungsplanes nicht beeintrachtigt.

Abb. 3 Berichtigte Fassung des Flachennutzungsplanes (ohne Mal3stab)

4.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan

Fur das Plangebiet besteht der rechtskraftige Bebauungsplan ,Gewerbegebiet stdlich
der Eisenbacher Stral3e“, zuletzt gedndert am 24.05.2017 mit Inkrafttreten am
09.06.2017 (6. Anderung).

Dieser setzt die Flache als abgestuftes Gewerbegebiet (GE II) fest.

Im GE II-Gebiet werden zum Schutze der Wohnbebauungen nur immissionsarme Be-
triebe wie: Geschafts-, Biro- und Verwaltungsgebaude, Kleiderfabriken, Handwerksbe-
triebe, Werkstatten in geschlossenen Raumen, gestattet.

Ausnahmsweise konnen zugelassen werden: Wohnungen fur Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter.

BP-7202-BG
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Bauverbotszone

Das Plangebiet reicht im Norden in die Anbauverbotszone langs der BundesstralRe 426
von 20 m gemaNR 8§ 9 Abs. 1 des Fernstral3engesetzes (FStrG) hinein, die Bebauung und
die Stellplatzanlage liegen jedoch aufRerhalb dieser Zone.

Artenschutz nach § 44 BNatSchG

Auf der Flache befindet sich bereits Einzelhandel, der von gewerblicher Bebauung und
StralRen umgeben ist. Das Grundstick ist zum grof3ten Teil versiegelt durch den Nah-
versorger und die Stellplatzanlage.

Durch den vorgesehenen Eingriff sind keine Konflikte des Artenschutzes nach § 44
BNatSchG zu erwarten.

PLANUNGSVORHABEN

Bebauung und ErschlielBung

Der Planbereich ist vorgesehen als Sonstiges Sondergebiet ,GroR3flachiger Einzelhan-
del* mit der Zweckbestimmung ,Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb“. Das bestehende
Gebaude soll in ostlicher Richtung erweitert werden. Die Erweiterung beinhaltet Flachen
fur den Verkauf, ein Pfandgut-Lager und einen Backvorbereitungsraum. Die derzeitige
Verkaufsflache wird von rd. 940 m2 auf 1.166 m2 vergroRert.

Die sich dstlich des Filialgebaudes befindlichen Stellplatze werden im Zuge der Bau-
maflinahme in noérdliche und 6stliche Richtung verschoben. Ein Teil der Stellplatze soll
auf 2,70 m verbreitert werden.

Die Planung sieht 123 Stellplatze vor, die Stellplatze fur Behinderte und Eltern mit Kind
sowie die Fahrradstellplatze sind dem Eingangsbereich zugeordnet.

Durch die ErweiterungsmaRnahme ergeben sich keine Anderungen an der vorhandenen
Verkehrssituation. Die ErschlieRung fir die Kunden mit zwei Zufahrten und die Anliefe-
rung erfolgt unveréndert Uber die Stral3e ,Im Weidig“.

An der westlichen Gebaudeseite befindet sich die Lieferzone mit Laderampe.

In einer Entfernung von rd. 350 m liegen an der Eisenbacher Straf3e die Bushaltestellen
der Linien mit Andienung in Richtung Obernburg und Mémlingen.

BP-7202-BG
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FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT
(8 9 Abs. 1 BauGB)

Art der baulichen Nutzung und Zweckbindung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 10 und § 11 BauNVO)

Sonstiges Sondergebiet — SO —

Bei der geplanten Grol3e des ALDI-Marktes mit 1.166 m? handelt es sich um einen grol3-
flachigen Einzelhandelsbetrieb.

Aufgrund des Kriteriums der GroR3flachigkeit wird das Gebiet als , Sonstiges Sonderge-
biet fir grofRflachigen Einzelhandel* (SO) gemaR 8 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO festge-
setzt.

In dem Sondergebiet mit der Zweckbestimmung , Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb”
ist ein groRflachiger Einzelhandelsbetrieb zulassig, der vorwiegend der Nahversorgung
dient. Die Verkaufsflache (VK) wird auf maximal 1.200 m2 zuzlglich der notwendigen
Neben- und Lagerraume begrenzt. In der festgesetzten Verkaufsflachenobergrenze fir
den Lebensmittel-Einzelhandelsbetrieb ist das branchentbliche Randsortiment inbegrif-
fen.

Malf3 der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 88 16 bis 20 BauNVO)

Grundflachenzahl und Geschossflachenzahl

Mit der Festsetzung der Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 und der Geschossflachenzahl
(GFZ) von 1,0 werden die zulassigen Obergrenzen fiir das MaR der Uberbauung in dem
Sondergebiet festgelegt.

Zahl der Vollgeschosse und Hohe der baulichen Anlage

Die baulichen Erweiterungen richten sich in der Hohenentwicklung nach dem einge-
schossigen Bestandsgebaude. Die zuldassige Wandhthe ab der Oberkante des Fertig-
fuRbodens des Filialgebaudes wird mit 7,00 m festgesetzt. Die fertiggestellte FuRboden-
hohe (OK FFB) betragt 124,33 m uber Normal Null.

Zuldssig ist das geneigte Dach als Sattel- und das Flachdach mit einer Dachneigung
zwischen 0° bis 25°.

Eine Hohenbegrenzung fur technische Aufbauten (Kuhl- und Liftungsanlagen) ist nicht
erforderlich, da die Firsthohe des Daches durch Dachaufbauten nicht Gberschritten wird.

Bauweise und tUberbaubare Grundstiicksflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)

Beibehalten wird die Bauweise mit einem freistehenden Gebaude. Es wird die ,abwei-
chende Bauweise" (a) gemald § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Dem Bestandsgebéude
entsprechend ist eine Gebaudelénge tber 50 m zulassig.

Die Uberbaubare Grundsticksflache wird durch die Baugrenzen definiert. Der festgeleg-
te Rahmen orientiert sich an der Festsetzung des rechtskraftigen Bebauungsplanes. In-
nerhalb des ,Baufensters” liegt ein Grof3teil der Stellplatzanlage. Werden aufgrund von
einer Anpassung an das Betriebskonzept von ALDI kleine Erweiterungsbauten oder bsp.
Uberdachungen fiir Stellplatze fir E-Autos mit Elektroladeséaule erforderlich, sind diese
innerhalb der Baugrenzen mdaglich.
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Flachen flr Stellplatze
(nach 8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO)

In dem Sondergebiet sind Stellplatze und deren Zufahrten nur innerhalb der Baugrenzen
und der zu diesem Zweck festgesetzten Flachen zulassig.

Es gilt im Einzelnen die ,Satzung Uber die Herstellung von Stellplatzen* der Stadt
Obernburg a. Main. Die Planung sieht insgesamt 123 Stellplatze vor.

VER- UND ENTSORGUNG

Die Versorgung des Grundstiicks mit Strom-, Gas-, Wasser- und Telekommunikations-
leitungen ist Uber die Anschliisse an die bestehenden Versorgungsnetze sichergestellt.
Das Plangebiet wurde bereits bisher baulich genutzt. Aufgrund der geringen Gebiets-
grole soll bei einer Erweiterung des Marktes die Entwasserung weiterhin im Mischsys-
tem Uber das vorhandene Kanalnetz in der angrenzenden Stral3e erfolgen.

Die Loschwasserversorgung ist entsprechend den Vorgaben der Arbeitsblatter W 405
des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) sicherzustellen und in
dem nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.

Die StraRenbreiten und die StralRenfihrung der ErschlieBungsstrafien sind so vorhan-
den, dass eine reibungslose Mullabfuhr gewéhrleistet ist.
Sonderabfalle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgeméafien Entsorgung zuzufiihren.

NATUR UND UMWELT

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Boden- und Grundwasserschutz

Hinsichtlich der langfristigen Trinkwassersicherung ist die mit der Flachenversiegelung
infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubil-
dungsrate von zunehmender Bedeutung. Die Inanspruchnahme von Bodenflache kann
die Speicherfahigkeit sowie die Filter- und Pufferfunktionen beeintrachtigen.

Der Bebauungsplan enthélt daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung
von zu befestigenden Flachen zu minimieren, insbesondere durch die Vorgabe zur was-
serdurchlassigen Ausfiihrung von Stellflachen.

Im Weiteren wird auf Art. 7 Abs. 1 BayBO verwiesen:
Die nicht mit Gebauden oder vergleichbaren Anlagen Uberbauten Flachen der bebauten
Grundstiicke sind
1. wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen und
2. zu begriinen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer
anderen zulassigen Verwendung der Flachen entgegenstehen.

Artenschutz

Dauernester von Voégeln und Fledermausquartiere sind als Lebensstatte ganzjahrig ge-
schutzt. Daher ist unmittelbar vor einer Baumfallung eine Kontrolle durch eine fachkun-
dige Person erforderlich. Das Ergebnis der Untersuchung ist der Unteren Naturschutz-
behdrde mitzuteilen, um gegebenenfalls Vorkehrungen zur Vermeidung des Schadigens
zu treffen.
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Pflanzgebote und Bindungen fur das Anpflanzen und die Erhaltung von Baumen,
Strduchern und sonstigen Bepflanzungen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Vorhandene Gehdlze sollen erhalten werden und sind bei Ausfall zu ersetzen. Die Stell-
platzflachen sind mit heimischen Baumen und Strauchern einzugriinen.

Der Bebauungsplan enthalt Pflanzbeispiele fir standortgerechte heimische BAume und
Straucher.

Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen
zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmalf3-
nahmen fir die Anlagen vorgesehen werden.

Umweltbelange

Der Bebauungsplan wird unter Anwendung des § 13a BauGB aufgestellt.
Somit wird von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach
§ 2a BauGB abgesehen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu er-
wartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung be-
reits erfolgt oder zulassig gelten.

Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB
i.V.M. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

Dennoch sind die Belange der Umwelt nach 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB zu
bertcksichtigen und in die Abwégung einzustellen.

Schutzgiter Boden und Wasser

Das Plangebiet ist bereits bebaut und durch Stellplatze und Zufahrten versiegelt. Im

Vergleich mit der Bestandssituation kénnen auf der Grundlage des Bebauungsplanes

zusétzliche Flachen durch Bebauung und Stellplatze versiegelt werden.

Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch die Versiege-

lung von Flachen werden gemindert durch die Beriicksichtigung des Zieles:

» Herstellung der Stellplatze unter Verwendung wasserdurchléassiger Belags-
materialien zur Minimierung der Flachenversiegelung.

Schutzgut Klima und Luft

Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung und der geringfiigigen Erweiterungsflache
ist damit zu rechnen, dass die Realisierung des Vorhabens keine wesentlichen klimati-
schen Auswirkungen hat. Eine Anfalligkeit gegenuiber den Folgen des Klimawandels ist
derzeit nicht erkennbar.

Schutzguter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Durch die Erweiterung des Gebaudes und die Anlage von Stellplatzen sind aufgrund der
habituellen und strukturellen Auspragung des Plangebietes und der bestehenden Be-
bauung und Nutzung keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten.
Verbotstatbestdnde aus dem Artenschutzrecht sind durch die festgesetzten Vermei-
dungsmafinahmen (Baumkontrolle, Rodungszeitraum) auszuschliel3en.

Schutzgut Landschaft
Das Plangebiet ist Teil eines bestehenden Gewerbegebietes.
Das Landschafts- und Ortsbild ist durch die Planung nicht betroffen.

Schutzgut Mensch

Um auszuschlieRen, dass durch das geplante Sondergebiet negative Auswirkungen auf
angrenzende Gebiete entstehen, wurde eine Schallimmissionsprognose erstellt (s.
Schallimmissionsprognose gemalf TA Larm der Woélfel Engineering GmbH & Co. KG
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vom 18.03.2019). Im Ergebnis der o.g. Untersuchung sind zur Einhaltung der Immissi-

onsrichtwerte der TA Larm im Nachtzeitraum Gerauschminderungsmafinahmen erfor-

derlich.

* Anlieferung per Lkw sind wahrend des Nachtzeitraumes (22:00 bis 6:00 Uhr) nicht
zulassig.

Nature 2000-Gebiete
Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 — Gebiete (FFH-Gebiete und
EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter
Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter ist von dem Planungsvorhaben nicht be-
troffen.

Sonstige abzusehende Risiken fir die menschliche Gesundheit, das kulturelle
Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfélle oder Katastrophen

Im Rahmen der Bauausfihrungen kénnten im Havariefall solche Auswirkungen durch
den Eintrag umweltgefahrdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen.
Jedoch entspricht das Gefahrdungspotenzial dem Ublicher Vorhaben. Durch Baumal3-
nahmen sind keine erhéhten Risiken fur die menschliche Gesundheit, das kulturelle Er-
be oder die Umwelt zu erwarten.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchfliihrung der Planung nicht mit erheb-
lichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.

IMMISSIONSSCHUTZ

Die Belange des Immissionsschutzes sind als Bestandteil der Belange des Umweltschut-
zes nach 8 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB in der Bauleitplanung zu wirdigen und zu bertcksich-
tigen.

Das Anlagengrundstiick liegt in dem ,Gewerbegebiet stidlich der Eisenbacher Stral3e*.
Der rechtskraftige Bebauungsplan weist hier ein abgestuftes Gewerbegebiet ,GE 11" aus,
in dem ,zum Schutz der Wohnbebauungen nur immissionsarme Betriebe" zulassig sind.
Auf den umliegenden Gewerbegrundstticken befinden sich auch Wohnh&user mit Betriebs-
leiterwohnungen. Nordlich der Bundesstral3e B 426 liegen Wohnbauflachen.

In der Schallimmissionsprognose der Wdlfel Engineering GmbH + Co. KG vom
18.03.2019 (Berichtsnummer XO155/006-01) wurde die Einhaltung der Anforderungen
zum Schallimmissionsschutz infolge der Gerauscheinwirkungen aus dem reguléren Be-
trieb untersucht.

Als maf3gebliche Immissionsorte werden betrachtet:

Adresse Hohe Schutzanspruch

IP1 Wohnhaus Dieselstral3e 2 .0G GE

IP 2 Wohnhaus Im Weidig 15 . 0G GE

IP3 Wohnhaus Im Weidig 19 . 0G GE

IP5 Wohnhaus Rosenstraf3e 11 .0G WA

1
1
1
IP 4 Wohnhaus im Weidig 18 1.0G GE
2
1

IP 6 Wohnhaus Rosenstralle 7 .0G WA

Nach TA Larm/4/Nr. 6.1 gelten folgende Immissionsrichtwerte (IRW):
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Beurteilungszeitraum IRW / dB(A) Beurteilungszeit
WA GE

tagsiber 06:00 — 22:00 Uhr 55 65 16 Stunden

nachts 22:00 — 06:00 Uhr 40 50 lauteste Stunde

Einzelne kurzzeitige Gerauschspitzen dirfen die Immissionsrichtwerte tagsiber um nicht
mehr als 30 dB und nachts um nicht mehr als 20 dB tberschreiten.

Zusétzlich ist nach Nr. 6.5 der TA Larm fur Immissionsorte in Wohngebieten (WA, WR)
die besondere Storwirkung von Gerauschen in Tageszeiten mit erhéhter Empfindlichkeit
bei der Ermittlung der Beurteilungspegel durch einen Zuschlag von 6 dB (energetisch
Faktor 4) zu bericksichtigen. Diese Zeiten sind:

an Werktagen 06:00 — 07:00 Uhr, 20:00 — 22:00 Uhr
an Sonn- und Feiertagen 06:00 — 09:00 Uhr, 13:00 — 15:00 Uhr
20:00 — 22:00 Uhr

Die maf3geblichen Gerauschquellen des Einkaufsmarktes sind:

*  Kundenparkverkehr auf dem Anlagengrundstiick, stdlich und dstlich des Filial-
gebaudes

Mitarbeiterparkverkehr, 6stlich des Filialgebaudes

Nutzung der Einkaufwégen, eine Einkaufswagenbox auf dem Parkplatz vor

dem Markteingang

Anlieferverkehr per Lkw und Verladungen an der Lieferzone an der Westfassade
Betrieb der haustechnischen Anlagen und Aggregate

Nutzung und Wechsel des Papierpresscontainers

Ergebnis und Bewertung

Die ermittelten Beurteilungspegel des Planfalles (vgl. Kapitel 5.1) liegen im Tageszeit-
raum an allen maf3gebenden Immissionsorten um mindestens 6 dB unter den zuldassigen
IRW der TA Larm und sind damit als unkritisch zu sehen. Im Nachtzeitraum wird der
IRW der TA L&rm durch Anlieferungen am Immissionsort Im Weidig 19 deutlich tber-
schritten. Die Berechnungsergebnisse bestatigen damit die im Bebauungsplan ,Indust-
rie- und Gewerbegebiet sldlich der Eisenbacher Stral3e" festgesetzte Einstufung des
Anlagengrundstiicks als ,beschranktes Gewerbegebiet".

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur Filialerweiterung sind damit Ge-
rauschminderungsmafinahmen erforderlich:

« Anlieferungen per Lkw wahrend des Nachtzeitraumes (22:00 bis 06:00 Uhr) sind
nicht zulassig

Die in Kap. 4.5 der Schallimmissionsprognose angegebenen zulassigen Schallleis-
tungspegel der haustechnischen Anlagen sind einzuhalten (Uberprifung im Rahmen der
Ausfuhrungsplanung).

Mit Schreiben vom 15.05.2019 hat das Bluro Woélfel mitgeteilt, dass der zu erwartende
Beurteilungspegel tags auch mit dem Heranriicken der Stellplatze aufgrund der Ausbil-
dung einer durchgehenden Parkreihe zur Dieselstral3e noch bei 58 dB(A) und damit um
mindestens 6 dB unter dem zulédssigen IRW der TA Larm liegt.
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BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

Dachform und Dachneigung

Zulassig ist die Ausbildung eines Sattel- und Flachdaches mit einem Spielraum von 0°
bis 25° Dachneigung.

Fur die Erweiterung der bestehenden ALDI-Filiale mit Satteldach ist ein Flachdach vor-
gesehen.

Abstandsflachenregelung
Die Abstandsflachenregelung richtet sich nach den Regelungen des Artikel 6 der Baye-
rischen Bauordnung (BayBO)

Werbeanlagen

Es werden Regelungen zu Werbeanlagen getroffen. An den Zufahrten (Ein- und Aus-
fahrten) sind die Sichtfelder (nach Bild 120 RAST 06) zwischen 0,80 m und 2,50 m Hohe
von Werbeanalgen freizuhalten.

Fur freistehende Werbeanlagen gilt eine Hohenbeschrankung von maximal 7,50 m lber
Gelandeniveau.

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN
(8 9 Abs. 6 BauGB)

Ubernommen wurde die Anbauverbotszone nach § 9 Abs. 1 BundesfernstraRengesetz
(FStrG) in einer Entfernung bis zu 20,00 m vom Fahrbahnrand der Bundesstral3e.
In der StralRe ,Im Weidig“ verlauft der Abwasserkanal (Mischwasserkanal).

HINWEISE
Der Bebauungsplan enthalt Hinweise auf:

Schallimmissionsschutz

Zum Nachweis der Einhaltung der Anforderungen zum Schallimmissionsschutz
infolge der Gerauscheinwirkungen aus dem Betrieb der ALDI-Filiale wurde eine
Schallimmissionsprognose durch die Wdlfel Engineering GmbH + Co. KG,

97204 Hochberg, erstellt. Der Bericht vom 18.03.2019 (nr. XO155/006-01) mit den
festgelegten genehmigungsrelevanten Gerauschminderungsmalnahmen ist zu
beachten.

Immissionsrichtwerte
gemal TA Larm

Allgemeines Wohngebiet Gewerbegebiet und Sondergebiet
tags 55 dB(A) tags 65 dB(A)
nachts 40 dB(A) nachts 50 dB(A)
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Bundesstralle 426

Immissionen

Auf die von der BundesstraBe 426 (Eisenbacher Straf3e) auf das Sondergebiet ein-
wirkenden Immissionen, insbesondere den Verkehrslarm, wird hingewiesen. Forderun-
gen hinsichtlich SchutzmaRhahmen (sowohl aktiver als auch passiver Larmschutz) kon-
nen gegeniuber dem StralRenbaulasttrager weder derzeit noch in Zukunft geltend ge-
macht werden.

Werbung/Beleuchtung

Beleuchtungseinrichtungen im Sondergebiet (Gebaude-, Parkflachen- oder Stral3enbe-
leuchtungen usw.) diirfen zu keiner Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Bundes-
stral3e 426 fuhren.

Dem Staatlichen Bauamt ist grundséatzlich im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens
der Bauantrag fur die Errichtung von Werbeanlagen zur Priifung vorzulegen.

Bodenfunde — Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung sind
keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmalern bekannt. Vorsorglich
wird jedoch auf die Beachtung des Denkmalschutzgesetzes hingewiesen.

Nach Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG sind auftretende Funde von Bodendenkmalern unver-
zuglich der Unteren Denkmalschutzbehérde oder dem Bayerischen Landesamt flr
Denkmalpflege zu melden und die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort unver-
andert zu belassen.

Freiflachengestaltungsplan
Den Bauvorlagen ist ein Freiflachengestaltungsplan beizufligen. In diesem sind insbe-
sondere die befestigten Flachen wie Zufahrten, Stellplatze etc. und die Art der Befesti-
gung, die Aufteilung der Rasen- und Pflanzflachen und ein Gelandeschnitt bei Héhen-
veranderungen darzustellen.

Geholzriuckschnitte und Rodungen

Gehdlzrickschnitte und Rodungsmafinahmen sind als Vermeidungsmafnahmen nur in
der Zeit vom 01.10. — 28.02. (8§ 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG))
zulassig.

DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im Bauamt
der Stadt Obernburg a. Main, Romerstral’e 62-64, 63785 Obernburg wahrend der all-
gemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.

Stellplatzbedarf

Die Anzahl der notwendigen Stellplatze ergibt sich im Einzelnen nach der ,Satzung tber
die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge® der Stadt Obernburg a. Main in der
jeweils glltigen Fassung.

StralRenausbau — Bedarfsflache

Die dargestellte Bedarfsflache soll den notwendigen Planungsspielraum fir einen mittel-
bzw. langfristigen StralRenausbau, z.B. eine Verbreiterung der Fahrbahn der B 426 und
die Anlage eines Rad- und Gehweges parallel zur Fahrbahn sicherstellen.
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FORMLICHER VERFAHRENSABLAUF
Verfahrensschritt

Aufstellungsbeschluss

Billigung und Auslegungsbeschluss

Beschluss des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses
zur Aufstellung des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet stdlich der
Eisenbacher StraRe®, 7. Anderung im beschleunigten Verfahren nach
§ 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung.

Billigung des Entwurfes in der vorgelegten Fassung sowie Beschluss
zur Durchfihrung des weiteren Verfahrens.

Bekanntmachung und Unterrichtung der Offentlichkeit
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der Durchflihrung
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB.

Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
nach § 13a Abs. 3 S.1 Nr.2 BauGB

. Offentliche Auslegung und Beteiligung der Behorden und

sonstigen Trager offentlicher Belange
nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

Ausgearbeitet: Anerkannt:
Bauatelier

Dipl. - Ing.(FH) Christine Richter, Architektin

Dipl. - Ing. Wolfgang Schaffner, Architekt
WilhelmstraBe 59, 63741 Aschaffenburg

Telefon: 06021/424101 Fax: 06021/450323

E-Mail:Schaeffner-Architekturbuero@t-online.de

Aschaffenburg, 13.05.2019 Obernburg a. Main,
erganzt, 02.07.2019

Reduzierung der Anderungsflachen
Verkaufsflache von 1.208 m2 auf 1.166 m2,
Uberbaute Flache von 2.001 m2 auf 1.910 m2

Datum/Zeitraum

16.05.2019

07.06.2019
11.06.2019
bis 28.06.2019

12.08.2019
bis 20.09.2019

Erster Birgermeister der Stadt Obernburg a. Main
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	Die Entwicklung der Flächen stellt sich wie folgt dar:
	Bestand         Zugang           Neu
	Verkaufsfläche          942 m²         + 224 m²      1.166 m²
	Nutzfläche        1.426 m²         + 309 m² 1.735 m²
	Überbaute Fläche   1.550 m²         + 360 m² 1.910 m²
	2. DAS PLANGEBIET
	2.1 Lage und Abgrenzung
	Abb. 1       Geltungsbereich (ohne Maßstab)
	2.2 Gegenwärtige Nutzung
	2.3 Verkehrliche Anbinung
	3. ANWENDUNG DES § 13a BAUGB IM BESCHLEUNIGTEN VERFAHREN
	Das Baugesetzbuch führt hierzu aus:
	„Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen,
	die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung
	kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungs-
	plan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in
	ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Bau-
	nutzungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt
	wird von insgesamt weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die
	Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sach-
	lichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden,
	mitzurechnen sind.
	Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den
	Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die
	in einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
	nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach
	Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch aus-
	geschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in
	§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter oder
	dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder
	Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1
	des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu beachten sind“.
	Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen:
	• Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt rd. 9.325 m², sodass die Obergrenze
	von  20.000 m² Grundfläche bei einer maximal zulässigen Grundflächenzahl von 0,8
	deutlich unterschritten wird,
	• es werden keine Vorhaben festgesetzt, die einer Pflicht zur Durchführung einer
	Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen,
	• es bestehen keine Anhaltspunkte für eine von Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebieten
	und Vogelschutzgebieten des europaweiten Schutzgebietssystems Natura 2000
	(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB).
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird nicht angewendet, da die festgesetzte Grundfläche unter 20.000 m² liegt und die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelt...
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	Die Belange des § 1 Abs. 7c BauGB (umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit) werden in der Planung berücksichtigt.
	In der Schallimmissionsprognose der Wölfel Engineering GmbH & Co. KG vom 18.03.2019 wurden die zu erwartenden Geräuschimmissionen untersucht, welche im Zusammenhang mit dem regulären Betrieb des Einzelhandelsbetriebes und der Parkplatzanlage stehen u...
	Die gegenständliche Bebauungsplanänderung kann nach den Vorschriften des § 13a BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden. Eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ist somit nicht durchzuführen.
	4. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
	4.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)
	Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 01.09.2013, geändert am 01.03.2018, ist die Stadt Obernburg a. Main gemeinsames Mittelzentrum mit der Stadt Erlenbach a. Main, der Marktgemeinde Elsenfeld, der Stadt Wörth a. Main und der Stadt Kli...
	In den Mittelzentren soll gemäß Ziel B IV 2.4.2 des Regionalplanes der Region Bayerischer Untermain (1) auf die Erhaltung und den Ausbau des Warenangebotes für den allgemeinen und gehobenen Bedarf hingewirkt werden.
	Die Prüfung durch die Regierung von Unterfranken hat ergeben, dass das geplante Vorhaben (Nutzungserweiterung) dazu beiträgt, eine bedarfsgerechte Warenversorgung langfristig zu erfüllen und dem Bedarf angepasst auszubauen. Die Einzelhandelsziele des...
	4.2 Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
	Der Flächennutzungsplan in der Fassung vom 26.11.2015, wirksam seit 27.05.2016, zeigt für das Plangebiet die Darstellung „Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO.
	Abb. 2                 Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)
	Da es sich im vorliegenden Fall um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB handelt, wird der Flächennutzungsplan gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung an die Festsetzung des Bebauungsplanes angepasst.
	Aufgrund der Verkaufsfläche (> 800 m²) wird für den Änderungsbereich ein Sonstiges Sondergebiet  „Einzelhandel“ gemäß § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO dargestellt.
	Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird durch die Anpassung des Flächennutzungsplanes nicht beeinträchtigt.
	Abb. 3             Berichtigte Fassung des Flächennutzungsplanes (ohne Maßstab)
	4.3 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan
	4.4 Bauverbotszone
	4.5 Artenschutz nach § 44 BNatSchG
	5. PLANUNGSVORHABEN
	6. FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT
	(§ 9 Abs. 1 BauGB)
	6.1 Art der baulichen Nutzung und Zweckbindung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 10 und § 11 BauNVO)
	6.2 Maß der baulichen Nutzung
	Mit der Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 und der Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,0 werden die zulässigen Obergrenzen für das Maß der Überbauung in dem Sondergebiet festgelegt.
	Zahl der Vollgeschosse und Höhe der baulichen Anlage
	Die baulichen Erweiterungen richten sich in der Höhenentwicklung nach dem eingeschossigen Bestandsgebäude. Die zulässige Wandhöhe ab der Oberkante des Fertigfußbodens des Filialgebäudes wird mit 7,00 m festgesetzt. Die fertiggestellte Fußbodenhöhe (O...
	Zulässig ist das geneigte Dach als Sattel- und das Flachdach mit einer Dachneigung zwischen 0  bis 25 .
	Eine Höhenbegrenzung für technische Aufbauten (Kühl- und Lüftungsanlagen) ist nicht erforderlich, da die Firsthöhe des Daches durch Dachaufbauten nicht überschritten wird.
	6.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)
	Beibehalten wird die Bauweise mit einem freistehenden Gebäude. Es wird die „abweichende Bauweise“ (a) gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Dem Bestandsgebäude entsprechend ist eine Gebäudelänge über 50 m zulässig.
	Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Baugrenzen definiert. Der festgelegte Rahmen orientiert sich an der Festsetzung des rechtskräftigen Bebauungsplanes. Innerhalb des „Baufensters“ liegt ein Großteil der Stellplatzanlage. Werden aufgrund...
	6.4 Flächen für Stellplätze
	(nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO)
	In dem Sondergebiet sind Stellplätze und deren Zufahrten nur innerhalb der Baugrenzen und der zu diesem Zweck festgesetzten Flächen zulässig.
	Es gilt im Einzelnen die „Satzung über die Herstellung von Stellplätzen“ der Stadt Obernburg a. Main. Die Planung sieht insgesamt 123 Stellplätze vor.
	7. VER- UND ENTSORGUNG
	8. NATUR UND UMWELT
	8.1 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	Boden- und Grundwasserschutz
	Hinsichtlich der langfristigen Trinkwassersicherung ist die mit der Flächenversiegelung infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate von zunehmender Bedeutung. Die Inanspruchnahme von Bodenfläche kann die Sp...
	Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorgabe zur wasserdurchlässigen Ausführung von Stellflächen.
	Im Weiteren wird auf Art. 7 Abs. 1 BayBO verwiesen:
	Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren Anlagen überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind
	1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder  herzustellen und
	2. zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer
	anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen.
	Artenschutz
	Dauernester von Vögeln und Fledermausquartiere sind als Lebensstätte ganzjährig geschützt. Daher ist unmittelbar vor einer Baumfällung eine Kontrolle durch eine fachkundige Person erforderlich. Das Ergebnis der Untersuchung ist der Unteren Naturschut...
	8.2 Pflanzgebote und Bindungen für das Anpflanzen und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
	Vorhandene Gehölze sollen erhalten werden und sind bei Ausfall zu ersetzen. Die Stellplatzflächen sind mit heimischen Bäumen und Sträuchern einzugrünen.
	Der Bebauungsplan enthält Pflanzbeispiele für standortgerechte heimische Bäume und Sträucher.
	Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmaßnahmen für die Anlagen vorgesehen werden.
	8.3 Umweltbelange
	Der Bebauungsplan wird unter Anwendung des § 13a BauGB aufgestellt.
	Somit wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen.
	Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird daher nicht angewendet, da die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig gelten.
	Rechtsgrundlage ist § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB i.V.M. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.
	Dennoch sind die Belange der Umwelt nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB zu berücksichtigen und in die Abwägung einzustellen.
	Schutzgüter Boden und Wasser
	Das Plangebiet ist bereits bebaut und durch Stellplätze und Zufahrten versiegelt. Im Vergleich mit der Bestandssituation können auf der Grundlage des Bebauungsplanes zusätzliche Flächen durch Bebauung und Stellplätze versiegelt werden.
	Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion durch die Versiegelung von Flächen werden gemindert durch die Berücksichtigung des Zieles:
	• Herstellung der Stellplätze unter Verwendung wasserdurchlässiger Belags-
	materialien zur Minimierung der Flächenversiegelung.
	Schutzgut Klima und Luft
	Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung und der geringfügigen Erweiterungsfläche ist damit zu rechnen, dass die Realisierung des Vorhabens keine wesentlichen klimatischen Auswirkungen hat. Eine Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels ist...
	Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
	Durch die Erweiterung des Gebäudes und die Anlage von Stellplätzen sind aufgrund der habituellen und strukturellen Ausprägung des Plangebietes und der bestehenden Bebauung und Nutzung keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.
	Schutzgut Landschaft
	Das Plangebiet ist Teil eines bestehenden Gewerbegebietes.
	Das Landschafts- und Ortsbild ist durch die Planung nicht betroffen.
	Schutzgut Mensch
	Um auszuschließen, dass durch das geplante Sondergebiet negative Auswirkungen auf angrenzende Gebiete entstehen, wurde eine Schallimmissionsprognose erstellt (s. Schallimmissionsprognose gemäß TA Lärm der Wölfel Engineering GmbH & Co. KG vom 18.03.20...
	• Anlieferung per Lkw sind während des Nachtzeitraumes (22:00 bis 6:00 Uhr) nicht
	zulässig.
	Nature 2000-Gebiete
	Im Plangebiet selbst und im Umfeld sind keine Natura 2000 – Gebiete (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) vorhanden.
	Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter ist von dem Planungsvorhaben nicht betroffen.
	Sonstige abzusehende Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt, z.B. durch schwere Unfälle oder Katastrophen
	Im Rahmen der Bauausführungen könnten im Havariefall solche Auswirkungen durch den Eintrag umweltgefährdender Stoffe in den Boden und das Grundwasser entstehen. Jedoch entspricht das Gefährdungspotenzial dem üblicher Vorhaben. Durch Baumaßnahmen sind...
	Im Ergebnis wird festgestellt, dass bei Durchführung der Planung nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist.
	9. IMMISSIONSSCHUTZ
	Als maßgebliche Immissionsorte werden betrachtet:
	Nach TA Lärm/4/Nr. 6.1 gelten folgende Immissionsrichtwerte (IRW):
	Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte tagsüber um nicht mehr als 30 dB und nachts um nicht mehr als 20 dB überschreiten.
	Zusätzlich ist nach Nr. 6.5 der TA Lärm für Immissionsorte in Wohngebieten (WA, WR) die besondere Störwirkung von Geräuschen in Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit bei der Ermittlung der Beurteilungspegel durch einen Zuschlag von 6 dB (energetis...
	an Werktagen 06:00 – 07:00 Uhr, 20:00 – 22:00 Uhr
	an Sonn- und Feiertagen 06:00 – 09:00 Uhr, 13:00 – 15:00 Uhr
	20:00 – 22:00 Uhr
	Die maßgeblichen Geräuschquellen des Einkaufsmarktes sind:
	• Kundenparkverkehr auf dem Anlagengrundstück, südlich und östlich des Filial-
	gebäudes
	• Mitarbeiterparkverkehr, östlich des Filialgebäudes
	• Nutzung der Einkaufwägen, eine Einkaufswagenbox auf dem Parkplatz vor
	dem Markteingang
	• Anlieferverkehr per Lkw und Verladungen an der Lieferzone an der Westfassade
	• Betrieb der haustechnischen Anlagen und Aggregate
	• Nutzung und Wechsel des Papierpresscontainers
	Ergebnis und Bewertung
	Die ermittelten Beurteilungspegel des Planfalles (vgl. Kapitel 5.1) liegen im Tageszeitraum an allen maßgebenden Immissionsorten um mindestens 6 dB unter den zulässigen IRW der TA Lärm und sind damit als unkritisch zu sehen. Im Nachtzeitraum wird der...
	Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur Filialerweiterung sind damit Geräuschminderungsmaßnahmen erforderlich:
	•  Anlieferungen per Lkw während des Nachtzeitraumes (22:00 bis 06:00 Uhr) sind
	nicht zulässig
	Die in Kap. 4.5 der Schallimmissionsprognose angegebenen zulässigen Schallleistungspegel der haustechnischen Anlagen sind einzuhalten (Überprüfung im Rahmen der Ausführungsplanung).
	Mit Schreiben vom 15.05.2019 hat das Büro Wölfel mitgeteilt, dass der zu erwartende Beurteilungspegel tags auch mit dem Heranrücken der Stellplätze aufgrund der Ausbildung einer durchgehenden Parkreihe zur Dieselstraße noch bei 58 dB(A) und damit um ...
	10. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
	(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)
	Dachform und Dachneigung
	Zulässig ist die Ausbildung eines Sattel- und Flachdaches mit einem Spielraum von 0  bis 25  Dachneigung.
	Für die Erweiterung der bestehenden ALDI-Filiale mit Satteldach ist ein Flachdach vorgesehen.
	Abstandsflächenregelung
	Die Abstandsflächenregelung richtet sich nach den Regelungen des Artikel 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
	Werbeanlagen
	Es werden Regelungen zu Werbeanlagen getroffen. An den Zufahrten (Ein- und Ausfahrten) sind die Sichtfelder (nach Bild 120 RAST 06) zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe von Werbeanalgen freizuhalten.
	Für freistehende Werbeanlagen gilt eine Höhenbeschränkung von maximal 7,50 m über Geländeniveau.
	11. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
	(§ 9 Abs. 6 BauGB)
	Übernommen wurde die Anbauverbotszone nach § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in einer Entfernung bis zu 20,00 m vom Fahrbahnrand der Bundesstraße.
	In der Straße „Im Weidig“ verläuft der Abwasserkanal (Mischwasserkanal).
	12. HINWEISE
	Der Bebauungsplan enthält Hinweise auf:
	• Schallimmissionsschutz
	Zum Nachweis der Einhaltung der Anforderungen zum Schallimmissionsschutz
	infolge der Geräuscheinwirkungen aus dem Betrieb der ALDI-Filiale wurde eine
	Schallimmissionsprognose durch die Wölfel Engineering GmbH + Co. KG,
	97204 Höchberg, erstellt. Der Bericht vom 18.03.2019 (nr. XO155/006-01) mit den
	festgelegten genehmigungsrelevanten Geräuschminderungsmaßnahmen ist zu
	beachten.
	• Immissionsrichtwerte
	gemäß TA Lärm
	Allgemeines Wohngebiet Gewerbegebiet und Sondergebiet
	tags  55 dB(A) tags       65 dB(A)
	nachts 40 dB(A) nachts   50 dB(A)
	• Bundesstraße 426
	Immissionen
	Auf die von der Bundesstraße 426 (Eisenbacher Straße) auf das Sondergebiet einwirkenden Immissionen, insbesondere den Verkehrslärm, wird hingewiesen. Forderungen hinsichtlich Schutzmaßnahmen (sowohl aktiver als auch passiver Lärmschutz) können gegenü...
	Werbung/Beleuchtung
	Beleuchtungseinrichtungen im Sondergebiet (Gebäude-, Parkflächen- oder Straßenbeleuchtungen usw.) dürfen zu keiner Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Bundesstraße 426 führen.
	Dem Staatlichen Bauamt ist grundsätzlich im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens der Bauantrag für die Errichtung von Werbeanlagen zur Prüfung vorzulegen.
	• Bodenfunde – Denkmalschutz
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern bekannt. Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Denkmalschutzgesetzes hingewiesen.
	Nach Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG sind auftretende Funde von Bodendenkmälern unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden und die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort unverändert zu belass...
	• Freiflächengestaltungsplan
	Den Bauvorlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan beizufügen. In diesem sind insbesondere die befestigten Flächen wie Zufahrten, Stellplätze etc. und die Art der Befestigung, die Aufteilung der Rasen- und Pflanzflächen und ein Geländeschnitt bei Höh...
	• Gehölzrückschnitte und Rodungen
	Gehölzrückschnitte und Rodungsmaßnahmen sind als Vermeidungsmaßnahmen nur in der Zeit vom 01.10. – 28.02. (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG)) zulässig.
	• DIN-Normen
	DIN-Normen, auf die in der Bebauungsplanurkunde verwiesen wird, werden im Bauamt der Stadt Obernburg a. Main, Römerstraße 62-64, 63785 Obernburg während der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.
	• Stellplatzbedarf
	Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ergibt sich im Einzelnen nach der „Satzung über die Herstellung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge“ der Stadt Obernburg a. Main in der jeweils gültigen Fassung.
	• Straßenausbau – Bedarfsfläche
	Die dargestellte Bedarfsfläche soll den notwendigen Planungsspielraum für einen mittel- bzw. langfristigen Straßenausbau, z.B. eine Verbreiterung der Fahrbahn der B 426 und die Anlage eines Rad- und Gehweges parallel zur Fahrbahn sicherstellen.
	13. FÖRMLICHER VERFAHRENSABLAUF
	Verfahrensschritt   Datum/Zeitraum
	I. Aufstellungsbeschluss
	Billigung und Auslegungsbeschluss
	Beschluss des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses
	zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet südlich der
	Eisenbacher Straße“, 7. Änderung im beschleunigten Verfahren nach
	§ 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung.
	Billigung des Entwurfes in der vorgelegten Fassung sowie Beschluss
	zur Durchführung des weiteren Verfahrens.  16.05.2019
	II. Bekanntmachung und Unterrichtung der Öffentlichkeit
	Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der Durchführung
	im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. 07.06.2019
	III. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  11.06.2019
	nach § 13a Abs. 3 S.1 Nr.2 BauGB  bis 28.06.2019
	IV. Öffentliche Auslegung und Beteiligung der Behörden und
	sonstigen Träger öffentlicher Belange   12.08.2019
	nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  bis 20.09.2019
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	Aschaffenburg,  13.05.2019                                  Obernburg a. Main,
	ergänzt,   02.07.2019
	Reduzierung der Änderungsflächen
	Verkaufsfläche von 1.208 m² auf 1.166 m²,
	überbaute Fläche von 2.001 m² auf 1.910 m²

